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Die Kanti bleibt in Solothurn
Standorte ausserhalb der Stadt werden nicht geprüt.

Daniela Deck

Drei Varianten innerhalb der
Stadt Solothurn sind ür die re
novationsbedürtige Kantons
schule Solothurn imGespräch 
Sanierung am heutigen Stand
ort, Neubau imWeitblick in der
Weststadt und Umnutzung der
Pädagogischen Hochschule
(PH). Bis Ende Jahr soll der Re
gierungsrat seine Präerenz be
kannt geben, Anang nächstes
JahrdasParlament entscheiden,
wodieZukunt derwahrschein
lich grössten Kanti des Landes
liegt. Das Gebäude platzt aus
denNähten, die Zeit drängt.
«Vom Zeitplan her sollten

wir bereits an einer allälligen
Volksabstimmungsein»,mahn
te der Sprecher der Bildungs
undKulturkommission,Michael
Kummli (FDP, Subingen), am
Dienstag im Kantonsrat. Da
kam der Autrag von Matthias
Borner (SVP, Olten) die Suche
des neuenStandorts au andere
Gemeinden auszudehnen, ür
viele Parlamentarier denkbar

ungelegen.«Verantwortungslos,
dreist, respektlos»nannteStadt
solothurnerMatthias Anderegg
namens der SP das Ansinnen
und wies au Vorteile wie die
gute ÖV-Erschliessung der
Hauptstadt, ihrAngebot anKul
tur und Verpfegungsmöglich
keiten.«Esbeelendetmich,dass
wir dieseDiskussion überhaupt
ührenmüssen.»

Schützenhilfe
ausderRatslinken
Borner verteidigte das Geschät:
«Man hätte am Anang neutral
eine Auslegeordnung machen
müssen.»EinedezentraleLösung
mitallenallszweiStandortenhat
ür ihn den Vorteil, dass sich die
WegeürdieSchülerundLehrer
schat verkürzen. Stattdessen
nehmeBornerimKantonsrateine
grundsätzlicheWeigerung wahr,
über die Stadt Solothurn hinaus
zudenken.DiesunterdemDeck
mantel einer «ungeprüt ange
nommenenKostensteigerung».
SchützenhilebekamderAu

trag von SP-Mann Philipp Heri

(Gerlangen):«DerProzessistal
les andere als gut gelauen.»Der
Sanierungsbedar sei seit Jahren
bekannt, «dass jetzt der Zeitak
tor derart ausschlaggebend sein
soll,ndeichastetwaspeinlich».
Es sei ihm zu verdanken, dass 
nach anänglicher Ablehnung 
die reiwerdende PH letzten
HerbstalsdritterVorschlagernst
hat ausTapet gekommen ist.

Regierungsrat gegen
dezentraleLösung
Bildungsdirektor Remo Ankli
(FDP)mahnte ebenalls zurEile
undargumentierte, auch imNa
men von MitteBaudirektorin
Sandra Kolly, ür eine zentrale
Lösung. Bei einem grossen
Standort seien Qualität und ein
ezienter Betrieb besser zu ge
währleisten als bei zwei kleine
ren Standorten. Folglich appel
lierte er, «den Fächer nicht wei
ter zu önen». Dem olgte der
Rat mit einer deutlichen Mehr
heit.DasGeschätwurdemit69
gegen20Stimmen(4Enthaltun
gen) als nicht erheblich erklärt.

Kleines Signal an die «Krösusse»
Kantonsrat legt Steuerungsgrössen ür Finanzausgleich est.

UrsMoser

ObzuRecht oder zuUnrecht, ist
heiss umstritten. Aber die res
sourcenstarkenGemeindenbe
gannen sich in letzter Zeit zu
nehmend zu beklagen, ihre So
lidarität alsGebergemeinden im
innerkantonalen Finanzaus
gleich werde etwas arg strapa
ziert, sie würden über Gebühr
zur Kasse gebeten.
Man wolle hier ein Zeichen

setzen, dass alle gerecht behan
delt werden, erklärte Regie
rungsrätin Brigit Wyss (Grüne)
amDienstag bei der Festlegung
der Steuerungsgrössen ür den
FinanzundLastenausgleicham
Dienstag imKantonsrat.

KleinesEntgegenkommen
gegenüberdenZahlern
Au Antrag der Regierung hat
derKantonsrat beschlossen, die
sogenannte Abschöpungsquo
te von 37 au 36 Prozent zu sen
ken.Abschöpungsquote, das ist
der Anteil an ihrer überdurch
schnittlichen Steuerkrat

(StaatssteuerertragproKopder
Bevölkerung), den ressourcen
starke Gemeinden in den Aus
gleichstop ablieernmüssen.
Die moderate Senkung ver

hindert nicht, dass Gemeinden
mit wachsender Steuerkrat
2025 eektiv sogar höhere Bei
träge in den Ressourcenaus
gleich leistenmüssenals im lau
enden Jahr, überdasGanzege
sehenstellt sie aber einegewisse
Entlastung der Gebergemein
den dar.

Finanzstärke istnicht zu
beklagen, imGegenteil
Eine unnötige, wie man im lin
kenLager beand.Die SPwollte
die Abschöpungsquote bei 37
Prozent belassen. «Es braucht
mehr, nicht weniger Solidari
tät», sagte Sprecher SimonBür
ki (Biberist). Seine Argumente:
Die ressourcenstarkenGemein
den legen weiter an Steuerkrat
zu, während sie in den ressour
censchwachen tendenziell wei
ter sinkt. Das erklärte Ziel des
Finanz und Lastenausgleichs,

dieSpannbreitederSteuerbelas
tung in den Gemeinden zu re
duzieren, werde nach wie vor
nicht erreicht.
Mit dieser Beurteilung blieb

man im SP-Lager aber (ast) al
lein. Gespalten zeigte sich die
Mitte, eine knappe Mehrheit
hätte sichmit der Beibehaltung
der aktuellen Abschöpungs
quote einverstanden erklären
können, so Sprecher Benjamin
von Däniken (Kestenholz). An
dererseits sei die Senkung ja
auch nur ein «moderates Zei
chen» ürdie ressourcenstarken
Gebergemeinden.
Dass die Steuerkrat inman

chenressourcenstarkenGemein
den weiter zugenommen habe,
seinicht zubeklagen, imGegen
teil,meinteDanielUrech(Grüne,
Dornach)andieAdressederGe
nossen. «Sein» Dornach gehört
zu den grossen Gebergemein
den.Unddie seiennicht einach
als «Milchkühe» zu betrachten,
sie hätten auch mit nanziellen
Herausorderungenzukämpen,
so derGemeindepräsident.

GAV bleibt
bestehen
Staatspersonal Man soll das
Kind nicht mit dem Bad aus
schütten, andHeinz Flück (So
lothurn) als Sprecher der Grü
nen im Kantonsrat. Das Kind
war das Personalrecht, genau
gesagt der Gesamtarbeitsver
trag (GAV) ür das Staatsperso
nal. Am Dienstag musste sich
das Parlament mit einem Erbe
von Nationalrat Rémy Wyss
mann beassen. Sein Autrag
hatte verlangt, das Staatsperso
nalgesetz so zuändern, dassder
GAV abgeschat werden kann.
SVP-SprecherRichardAsch

berger (Grenchen) sagte, das
Parlament habe es in der Hand
auzuräumen, denn «das Kons
trukt verhindert Kostendämp
ung» und beschneide die Ge
meindeautonomie, indem die
Gemeinden das Lehrpersonal
nach einheitlichen Vorgaben
zahlenmüssen.
Damitwarendiemeistenan

deren Fraktionen nicht einver
standen, lediglichdieFDPoute
te sich als gespalten. «Der GAV
sorgt ür Rechtssicherheit und
trägt dazu bei, dass der Kanton
ein attraktiver Arbeitgeber ist»,
argumentierteMathias Stricker
(SP, Bettlach). Den Besonder
heitenderBerusgruppenwerde
genügend Rechnung getragen.
Mit 61:27 Stimmen (4 Enthal
tungen)wurdederAutragnicht
erheblich erklärt.
Statt einer Kostensenkung

drohe das Gegenteil, warnte
MatthiasMeierMoreno (Mitte,
Grenchen) als Einzelsprecher.
Auch Johanna Bartholdi (FDP,
Egerkingen) beürchtete «un
vorhersehbare Risiken». In
einem Punkt aber gab sie dem
Initianten Recht: Eine Lösung
ür die GAV-Kommission sei
überällig. Auslöser der ganzen
Debatte war Wyssmanns Vor
stoss vor neun Jahren gewesen,
dort eine Vertretung ür die
Arbeitgeberseite einzusetzen 
ein Problem, das bis heute be
steht. (dd)

Steuerabzüge werden nicht erhöht
Der Kantonsrat ist sich ast einig: zu hohe Ausälle ür zu geringeMilderung der Prämienlast.

UrsMoser

Manwar sich imKantonsrat ast
einig: Ein höherer Steuerabzug
ürKrankenkassenprämien, der
zu Steuerausällen von über 10
Millionen ührt (KantonundGe
meinden zusammen), die ein
zelnen Steuerpfichtigen aber
kaum spürbar entlastet, liegt
derzeit einach nicht drin, wo
der Kanton doch ein 60-Millio
nenSparpaket schnürenmuss.
DassmanauchinderFinanz

kommission zu dieser Überzeu
gung gekommen war, habe
schon auch mit der Reeren
dumsdrohung der SP zu tun ge
habt, räumte Sprecher André
Wyss (EVP,Rohr)ein:Bei einem
negativen Volksentscheid wür
den selbstverständlich auch alle
unbestrittenen Punkte der
Steuergesetzrevision hinällig.
Zum Beispiel der automatische
Ausgleich der kalten Progres
sion,dieBesserstellungvonKon
kubinatspartnern bei der Erb
schatssteuer oder die Rechts
grundlage ürvollautomatisierte
Steuerveranlagungen.

Verantwortungsvolle
Finanzpolitikgehtanders
Festhalten am höheren Steuer
abzug wollte nur die SVP. Mehr
noch: Sie orderte, sämtliche
Prämien und Beiträge ür Le
bens, Kranken und Unallver
sicherungen müssten voll ab
ziehbar sein. «Konsternation»
habedasEinknickenderFinanz
kommission in seiner Fraktion
ausgelöst,meinteRichardAsch
berger (SVP, Grenchen). Ein
weiterer Prämienschub sei ab
sehbar, die Bevölkerung brau
che jetztEntlastungundnicht ir
gendwann einmal vielleicht.
«Einen interessanten Ver

such» nannte Christian Thal
mann (FDP, Breitenbach) den

AntragderSVP.ErwarderUrhe
berdesAutrags,audendernun
wieder gekippte höhere Prä
mienabzug zurückging. Heute
sagt aber auch er: Es ist der al
sche Zeitpunkt. Und die Forde
rungderSVPwürdedieFalschen
bevorzugen: «Die Reichenwür
densoorthoheLebensversiche
rungenabschliessen,umSteuern
zu sparen.»
Das war noch die mildeste

Beurteilung. «Finanzpolitisch
verantwortungslos»nannteMit
teSprecher Patrick Schlatter
(Oberdor) die Forderung der
SVP. Für SimonBürki (SP, Bibe

rist) hatte sie «mit Sachpolitik
nichtmehr viel zu tun».DasEr
gebnis war entsprechend ein
deutig: Die Maximalorderung
aus der rechten Ecke wie auch
der Eventualantrag, zumindest
wieder au die ursprüngliche
Fassung der Regierung zurück
zukommen (pro Person 250
Franken Abzug mehr), wurden
mit 74:18 Stimmen verworen.
SP-SprecherBürki nutztedie

Debatte ür das «Ceterum cen
seo»derGenossen: Für einege
zielte Entlastung der unteren
Einkommensschichtenvonden
unauörlich steigenden Kran

kenkassenprämien sei ein Aus
bauderPrämienverbilligungdas
einzig richtige Instrument.Eine
Erhöhung des Prämienabzugs
müsstehingegenzueiner«mas
siven Verschärung» des dem
nächst präsentiertenSparpakets
ühren, das sei realitätsremd.
Die SVP ihrerseits machte

Misswirtschat in den Spitälern,
einen steten Ausbau des Leis
tungskatalogs undunnötigeBe
handlungen ür die Prämienex
plosion verantwortlich. Das
wiederumbrachte auchFinanz
direktor Peter Hodel (FDP) au
die Palme:Über die Steuerpoli

tik Gesundheitspolitik betrei
ben zu wollen, sei nun wirklich
das Falscheste, das man tun
könnte.
AueinenspäterenZeitpunkt

vertagt wurde noch ein weiterer
ursprünglich inderSteuergesetz
revisionvorgesehenerPunkt:Die
heutige Ertragswertberechnung
bei der Vermögenssteuer wird
vorerst beibehalten. Sie mildert
die Steuerbelastung ür soge
nannt «schwere» Beteiligungen
anKapitalgesellschaten,diekei
neodernureinegeringeRendite
(Dividende)abweren,meistFa
milienunternehmen.

Höhere Steuerabzüge zur Linderung der Prämienlast? Für den Kantonsrat zumindest derzeit das falsche Mittel. Bild: Andrea Zahler


